
Beglaubigte Abschrift

Landgericht München I

Az.: 12 0 6740/22

IM NAMEN DES VOLKES

'lätuipiei verhau ol

3 ß. Mai 2023

EINGEGANGEN

In dem Rechtsstreit

Bundesverbandes der Verbraucherzentralen und Verbraucherverbände - Verbraucher­
zentrale Bundesverband e.V., vertreten durch d. Vorständin , Rudi-Dutsch-
ke-Straße 17, 10969 Berlin 
- Kläger-

Prozessbevollmächtiate:

gegen

DAZN Limited, vertr. d. d. Geschäftsführer , Manö­
ver House, Plane Tree Crescent, Feltham TW137BZ, Vereinigtes Königreich 
- Beklagte -

Prozessbevollmächtigte:

wegen Forderung

erlässt das Landgericht München 1-12. Zivilkammer - durch die Vorsitzende Richterin am Land­

gericht |, den Richter am Landgericht und den Richter aufgrund der

mündlichen Verhandlung vom 27.04.2023 folgendes

Endurteil

1. Die Beklagte wird verurteilt, es bei Vermeidung eines vom Gericht für jeden Fall der Zuwi­

derhandlung festzusetzenden Ordnungsgeldes bis zu 250.000,00 € - und für den Fall, 

dass dieses nicht beigetrieben werden kann, einer Ordnungshaft bis zu sechs Monaten - 

oder einer Ordnungshaft von bis zu sechs Monaten, zu vollstrecken an den gesetzlichen 

Vertretern der Beklagten, zu unterlassen, in Bezug auf Verträge über Streamingdienste
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nachfolgende oder mit diesen inhaltsgleiche Klauseln in Allgemeinen Geschäftsbedingun­

gen, ausgenommen gegenüber einer Person, die in ihrer selbstständig beruflichen Tätig­

keit handelt (Unternehmer), zu verwenden sowie sich auf die Klausel bei der Abwicklung 

derartiger Verträge zu berufen:

a)

2.1. Wir bieten einen Online-Videodienst, der (unter anderem) die Übertragung von Sport­

ereignissen (live und on-demand), Zusammenfassungen von Sportereignissen und andere 

ähnliche Inhalte bietet, deren Gestaltung und Verfügbarkeit mit der Zeit variieren kann (ins­

gesamt „Inhalte“). Die Inhalte unterliegen gewöhnlich gewissen Beschränkungen (z.B. be­

stimmten Gebietsbeschränkungen). (...)

b)

2.3. Wir sind berechtigt, diese Bedingungen zu ändern, etwa aufgrund einer Gesetzesän­

derung oder um eine bessere Funktionalität des DAZN Services sicherzustellen, wobei die 

Abonnement-Struktur des DAZN Services vorbehaltlich der Ziffer 4.8 in ihrer Gesamtheit 

nicht zu Deinen Lasten eingeschränkt wird. Änderungen dieser Bedingungen werden Dir 

von uns per Email an die zuletzt eingetragene Emailadresse mitgeteilt. Änderungen unse­

rer Zahlungsbedingungen werden Dir ebenfalls unmittelbar mitgeteilt. Die Änderungen gel­

ten als angenommen, wenn Du nicht innerhalb von vierzehn (14) Tagen ab Mitteilung wi­

dersprichst, sofern wir Dich in der Mitteilung auf diese Folge eines fehlenden Wider­

spruchs hinweisen.

c)

4.7. Vorbehaltlich der Mitteilungspflichten gemäß Ziffer 2.3 können wir unseren Serviceplan

von Zeit zu Zeit ändern, sofern die Änderungen für Dich zumutbar sind.
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d)

4.8. Wir behalten uns das Recht vor, den Preis für den DAZN Service an sich verändernde 

Marktbedingungen, bei erheblichen Veränderungen in den Beschaffungs- oder Bereitstel­

lungskosten oder bei Änderungen der Umsatzsteuer oder vergleichbaren Steuern anzu­

passen. Zusätzlich behalten wir uns vor, den Preis bei erheblichen Veränderungen im Ver­

braucherpreisindex des Statistischen Bundesamts entsprechend anzupassen; als erhebli­

che Veränderung gilt eine Anhebung von 0,5 Prozentpunkten oder mehr gegenüber dem 

Vergleichszeitraum des Vorjahres. Preisänderungen finden frühestens nach dreißig (30) 

Tagen ab dem Tag unserer Email-Benachrichtigung an Deine zuletzt eingetragene Email­

adresse Anwendung.

e)

7.2. Wir unternehmen angemessene Anstrengungen, um sicherzustellen, dass Dir der 

DAZN Service zu jeder Zeit zur Verfügung steht. Der DAZN Service wird jedoch ohne Ga­

rantie („as is“) angeboten. Außer in den Grenzen gemäß den Ziffern 7.4 und 12 haften wir 

nicht (...) dafür, ein Ereignis nicht wie geplant oder beworben zeigen zu können, noch 

wenn es Dir unmöglich ist, ein Ereignis auf einem bestimmten Gerät anzusehen.

f)

7.4. Wir stellen den DAZN Service mit angemessener Sorgfalt und Sachkenntnis zur Ver­

fügung. Darüber hinaus geben wir keine Gewährleistung (und schließen, soweit gesetzlich 

zulässig und vorbehaltlich der Ziffer 12, etwaige gesetzliche Gewährleistungen aus). Et­

waige gesetzliche Rechte, die Dir als Verbraucher zustehen, bleiben hiervon unberührt. 

(...)

g)

8.4. Wir behalten uns vor, sämtliche über den DAZN Service bereitgestellten Inhalte zu ent­

fernen oder zu ändern, sofern die Änderungen für Dich zumutbar sind.
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h)

13.3. Sämtliche Mitteilungen unsererseits erfolgen per Email an deine zuletzt eingetragene 

Emailadresse. Wir sind nicht dafür verantwortlich, wenn Du von uns gesendete Nachrich­

ten nicht erhältst.

i)

(...) Sofern eine unzulässige oder undurchsetzbare Vorschrift durch Streichung eines Teils 

zulässig oder durchsetzbar würde, wird angenommen, dass dieser Teil gestrichen wird 

und die Vorschrift im Übrigen in Kraft bleibt.

2. Die Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen.

3. Das Urteil ist hinsichtlich der Unterlassungsverpflichtungen pro Klausel gegen Sicherheits­

leistung in Höhe von 2.500,00 € vorläufig vollstreckbar. Im Übrigen ist das Urteil gegen Si­

cherheitsleistung in Höhe von 110 % des jeweils zu vollstreckenden Betrages vorläufig 

vollstreckbar.

4. Der Streitwert wird auf 30.000,00 € festgesetzt.

Tatbestand

Die Parteien streiten im Verbandsklageverfahren um einen Unterlassungsanspruch hinsichtlich 

mehrerer Bestimmungen in den Allgemeinen Geschäftsbedingungen der Beklagten.

Der Kläger ist in der vom Bundesamt für Justiz in Bonn geführten Liste qualifizierter Einrichtun­

gen nach § 4 UKIaG eingetragen.

Die Beklagte bietet in Deutschland über die Plattform https://www.dazn.com/de-DE/welcome den 

Sport-Streamingdienst DAZN an. Unter der Domain

(https://www.dazn.com/de-DE/help/articles/about-dazn-de) beschreibt die Beklagte ihr Angebot 

wie folgt: „DAZN ist der weltweit führende Sport-Streaming-Dienst. Er wurde von Fans für Fans

https://www.dazn.com/de-DE/welcome
https://www.dazn.com/de-DE/help/articles/about-dazn-de
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geschaffen und ermöglicht den Fans ihren Lieblingssport jederzeit und überall zu erleben. Egal ob 

zu Hause im Wohnzimmer, unterwegs, zeitversetzt, oder im Rückblick, DAZN läuft auf nahezu 

allen webfähigen Geräten, unter anderem auf Smart TVs im heimischen Wohnzimmer, auf allen 

Android und iOS Smartphones sowie Tablets, Apple TV, Amazon Fire TV, Google Chromecast 

und Spielekonsolen wie der Playstation und der Xbox.“

Streitgegenständlich sind die Klauseln, welche von der Beklagten in den Verkehr gebracht wurden 

in ihren „Nutzungsbedingungen.“ Es handelt sich um folgende Klauseln, die von der Klägerseite 

beanstandet werden (Anlage K2):

Ziffer 2.1:

2. Wichtigste Nutzungsregeln

2.1. Wir bieten einen Online-Videodienst, der (unter anderem) die Übertragung von Sport­

ereignissen (live und on-demand), Zusammenfassungen von Sportereignissen und andere 

ähnliche Inhalte bietet, deren Gestaltung und Verfügbarkeit mit der Zeit variieren kann 

(insgesamt „Inhalte“). Die Inhalte unterliegen gewöhnlich gewissen Beschränkungen (z.B. 

bestimmten Gebietsbeschränkungen). Du kannst den DAZN Service in jedem Land abru- 

fen, in dem er verfügbar ist, wenngleich Inhalte (und die jeweils verfügbare Sprache) von 

Land zu Land variieren. Solltest Du erfolgreich für die grenzüberschreitende Portabilität 

(bitte siehe dazu auch unsere FAQs) des DAZN Services verifiziert werden können, er­

hältst Du Zugang zum DAZN Service, wenn du Dich vorübergehend in einem Mitglied­

staat des Europäischen Wirtschaftsraums („EWR“) auf hältst, unabhängig davon, ob der 

DAZN Service grundsätzlich in dem Mitgliedstaat des EWR verfügbar ist.

Ziffer 2.3:

2. Wichtigste Nutzungsregeln

2.3. Wir sind berechtigt, diese Bedingungen zu ändern, etwa aufgrund einer Gesetzesän­

derung oder um eine bessere Funktionalität des DAZN Services sicherzustellen, wobei die 

Abonnement-Struktur des DAZN Services vorbehaltlich der Ziffer 4.8 in ihrer Gesamtheit
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nicht zu Deinen Lasten eingeschränkt wird. Änderungen dieser Bedingungen werden Dir 

von uns per Email an die zuletzt eingetragene Emailadresse mitgeteilt. Änderungen unse­

rer Zahlungsbedingungen werden Dir ebenfalls unmittelbar mitgeteilt. Die Änderungen gel­

ten als angenommen, wenn Du nicht innerhalb von vierzehn (14) Tagen ab Mitteilung wi­

dersprichst, sofern wir Dich in der Mitteilung auf diese Folge eines fehlenden Wider­

spruchs h inweisen.

Ziffer 2.5:

2. Wichtigste Nutzungsregeln

2.5. Voraussetzung für Dein Abonnement ist die Autorisierung aller fälligen Zahlungen 

durch Deinen Zahlungsdienstleister oder ggfs, die Gültigkeit eines von Dir verwendeten 

Abonnement- oder Gutscheincodes. Dein Abonnement unterliegt jederzeit diesen Bedingun­

gen. Zur Klarstellung: Zahlungen werden nur von einem Zahlungsdienstleister angenom­

men, der in dem Land sitzt, in dem Du Dich für den DAZN Service anmelden möchtest.

Ziffer 4.4:

4. Das Finanzielle

4.4. Wir behalten uns das Recht vor, die Annahme von Zahlungen nach billigem Ermes­

sen zu verweigern.

Ziffer 4.7;

4. Das Finanzielle

4.7. Vorbehaltlich der Mitteilungspflichten gemäß Ziffer 2.3 können wir unseren Serviceplan

von Zeit zu Zeit ändern, sofern die Änderungen für Dich zumutbar sind.
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Ziffer 4.8:

4. Das Finanzielle

4.8. Wir behalten uns das Recht vor, den Preis für den DAZN Service an sich verän­

dernde Marktbedingungen, bei erheblichen Veränderungen in den Beschaffungs- oder Be­

reitstellungskosten oder bei Änderungen der Umsatzsteuer oder vergleichbaren Steuern 

anzupassen. Zusätzlich behalten wir uns vor, den Preis bei erheblichen Veränderungen im 

Verbraucherpreisindex des Statistischen Bundesamts entsprechend anzupassen; als erheb­

liche Veränderung gilt eine Anhebung von 0,5 Prozentpunkten oder mehr gegenüber dem 

Vergleichszeitraum des Vorjahres. Preisänderungen finden frühestens nach dreißig (30) 

Tagen ab dem Tag unserer Email-Benachrichtigung an Deine zuletzt eingetragene Email- 

ad resse Anwendung.

Ziffer 7.2:

7. Technische Anforderungen

7.2. Wir unternehmen angemessene Anstrengungen, um sicherzustellen, dass Dir der 

DAZN Service zu jeder Zeit zur Verfügung steht. Der DAZN Service wird jedoch ohne 

Garantie („as is“) angeboten. Außer in den Grenzen gemäß den Ziffern 7.4 und 12 haften 

wir nicht für die Absage oder den Abbruch eines Ereignisses oder dafür, dass ein Ereig­

nis nicht wie geplant oder beworben zeigen zu können, noch wenn es Dir unmöglich ist, 

ein Ereignis auf einem bestimmten Gerät anzusehen.

Ziffer 7.4:

7. Technische Anforderungen

7.4. Wir stellen den DAZN Service mit angemessener Sorgfalt und Sachkenntnis zur Ver­

fügung. Darüber hinaus geben wir keine Gewährleistung (und schließen, soweit gesetzlich 

zulässig und vorbehaltlich der Ziffer 12, etwaige gesetzliche Gewährleistungen aus). Etwai­

ge gesetzliche Rechte, die Dir als Verbraucher zustehen, bleiben hiervon unberührt. Wir 

allein (und nicht ein Drittzahlungsanbieter) sind für Ansprüche zuständig, die Dir oder ei­

nem Dritten möglicherweise im Zusammenhang mit dem DAZN Service und/oder seiner
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Nutzung zustehen.

Ziffer 8.4;

8. Nutzung des DAZN Services

8.4. Wir behalten uns vor, sämtliche über den DAZN Service bereitgestellten Inhalte zu 

entfernen oder zu ändern, sofern die Änderungen für Dich zumutbar sind.

Ziffer 13.3:

13. Kontaktiere uns

13.3. Sämtliche Mitteilungen unsererseits erfolgen per Email an deine zuletzt eingetragene 

Emailadresse. Wir sind nicht dafür verantwortlich, wenn Du von uns gesendete Nachrich­

ten nicht erhältst.

Ziffer 18:

18. Abtretung

Vorbehaltlich des nachfolgenden Absatzes dieser Ziffer 18 können wir unsere Rechte 

und/oder Pflichten nach diesen Bedingungen ohne vorherige Mitteilung an Dich und ohne 

Deine Zustimmung übertragen, als Unterauftrag weitergeben oder anderweitig darüber ver­

fügen.

Im Falle einer Übertragung des Vertrags mit Dir auf einen Dritten werden wir Dich hier­

von benachrichtigen. In diesem Fall bist Du berechtigt, den Vertrag durch Mitteilung an 

uns binnen vier (4) Wochen ab Erhalt unserer Benachrichtigung zu kündigen.

Du bist nicht berechtigt, Deine Rechte und/oder Pflichten nach diesen Bedingungen zu 

übertragen, als Unterauftrag weiterzugeben oder anderweitig darüber zu verfügen.
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Ziffer 19:

19. Salvatorische Klausel

Sofern eine Vorschrift dieser Bedingungen unzulässig oder undurchsetzbar ist, bleibt die 

Wirksamkeit der übrigen Bedingungen unberührt.

Sofern eine unzulässige oder undurchsetzbare Vorschrift durch Streichung eines Teils zu­

lässig oder durchsetzbar würde, wird angenommen, dass dieser Teil gestrichen wird und 

die Vorschrift im Übrigen in Kraft bleibt.

Überdies wird auf den Wortlaut der nicht mit der Klageschrift angegriffenen Klausel Ziffer 12.1 der 

„Nutzungsbedingungen“ der Beklagten (Anlage K2) hingewiesen:

Ziffer 12.1:

12. Haftung

12.1 Vorbehaltlich der Ziffer 12.2 ist unsere Haftung sowie die Haftung dritter Rechtsinha­

ber Dir gegenüber aufgrund von oder in Zusammenhang mit der Bereitstellung des DAZN 

Services an Dich bei leicht fahrlässigen Verletzungen einer wesentlichen Vertragspflicht 

gemäß diesen Bedingungen auf solche Schäden begrenzt, die typischerweise vorherseh­

bar sind. Eine „wesentliche Pflichtverletzung“ gemäß diesen Bedingungen ist eine Pflicht, 

deren Erfüllung wesentlich ist für die ordnungsgemäße Durchführung dieser Bedingungen, 

deren Verletzung die Zwecke dieser Bedingungen gefährden und auf deren Erfüllung Du 

als Nutzer regelmäßig vertraust. Ein Schaden ist „vorhersehbar, wenn er zum Zeitpunkt, 

an dem Du diese Bedingungen angenommen hast, typischerweise vorhersehbar war. Wir 

schließen unsere Haftung sowie die Haftung dritter Rechtsinhaber für die leicht fahrlässige 

Verletzung einer nichtwesentlichen Vertragspflicht aus.

Der Kläger mahnte die Beklagte mit ihrem Abmahnschreiben vom 11.03.2022 ab und forderte die 

Beklagte gleichzeitig zur Abgabe einer strafbewehrten Unterlassungserklärung auf (Anlage K3). 

Die Beklagte ließ mit Schreiben vom 30.04.2022 über die DAZN DACH GmbH mit Sitz in Isma­

ning zu der Abmahnung des Klägers Stellung nehmen (Anlage K4). Nach weiterem Schriftverkehr 

zwischen den Parteien gab die Beklagte diese Unterlassungserklärung jedoch nicht ab.
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Der Kläger verlangt von der Beklagten die Unterlassung der Verwendung der streitgegenständli­

chen Klauseln und ein Berufen auf dieselben. Der Kläger vertritt die Auffassung, die von ihm an­

gegriffenen Klauseln seinen unwirksam. Außerdem meint die Klagepartei, bei der Auslegung der 

einzelnen streitgegenständlichen Klauseln müsse die kundenfeindlichste Auslegung herangezo­

gen werden. Der Kläger meint, Ziffer 2.1. der „Nutzungsbedingungen“ (Klageantrag 1 a)) verstie­

ße gegen § 308 Nr. 4 BGB, da diese Klausel ein Änderungsrecht zu Gunsten der Beklagten hin­

sichtlich des Leistungsgegenstandes beinhalte, wobei es an der Zumutbarkeit für den anderen 

Vertragsteil fehle, da kein triftiger Grund vorläge. Alleine der Hinweis darauf, dass die Leistung an­

ders gestaltet und verfügbar sein kann, spiegele keine triftigen Änderungsgründe wider. Auch die 

Einschränkung auf gewisse Beschränkungen innerhalb der Klausel stelle keinen triftigen und kon­

kreten Änderungsgrund dar, da dies zu unbestimmt sei. Überdies ist der Kläger der Rechtsan­

sicht, Ziffer 2.3. der „Nutzungsbedingungen“ verstieße gegen § 307 I, II Nr. 1 BGB iVm. §§ 305 II, 

311 I, 145ff. BGB, da die Klausel mit den wesentlichen gesetzlichen Grundgedanken unvereinbar 

sei. Das Zustandekommen und die Änderung des Vertragsinhalts bedürfe eines Konsenses zwi­

schen den Vertragsparteien. Diese Klausel erlaube der Beklagte eine vollständige Änderung des 

Vertragsinhalts in einseitiger Weise bezogen auf alle Hauptleistungspflichten. Überdies verstieße 

Ziffer 2.3. der „Nutzungsbedingungen“ gegen das Transparenzgebot, da die Einschränkung in der 

Klausel der Beklagten, dass durch die Änderung der Bedingungen die Abonnement-Struktur in ih­

rer Gesamtheit nicht zu Lasten der Verbraucher eingeschränkt würde, zu unbestimmt und unklar 

sei. Der Kläger ist der Meinung, Ziffer 4.7. der „Nutzungsbedingungen“ verstieße gegen § 308 Nr. 

4 BGB und sei darüber hinaus auch intransparent, da der Begriff des „Serviceplans“ nicht erklärt 

werde. Die Klagepartei ist der Ansicht, Ziffer 4.8. der „Nutzungsbedingungen“ verstieße gegen 

das Transparenzgebot, da unklar sei, an welchen Markt die Preiserhöhungen angekoppelt werden 

und hinsichtlich der Beschaffungs- und Bereitstellungskosten unklar sei, ob darin nur jene Kosten 

einfließen, die durch die Bereitstellung des Streamingdienstes in Deutschland entstehen oder 

auch anderorts entstehende Kosten Einfluss auf die Preise des Dienstes in Deutschland haben. 

Überdies benachteilige diese Klausel die Gegner des Verwenders unangemessen iSv. § 307 11 

BGB, da diese Klausel der Beklagten ein einseitiges Preisanpassungsrecht einräume, ohne dass 

den Kunden ein Ausgleich dafür geschaffen würde, geschweige denn, dass die Kunden dies 

auch dürften. Der Kläger meint, Ziffer 7.2. der „Nutzungsbedingungen“ verstieße gegen das 

Transparenzgebot und führe des Weiteren zu einer unangemessenen Benachteiligung der Ver­

tragspartner der Beklagten. Der Kläger ist der Meinung, Ziffer 7.4 der „Nutzungsbedingungen“ ver­

stieße gegen § 307 11,12 BGB, da der Gewährleistungsausschluss in dieser Klausel zu intrans­

parent sei. Überdies greife der Gewährleistungsausschluss nur unter Vorbehalt der Ziffer 12. der 

„Nutzungsbedingungen“. Der Vertragspartner der Beklagten sei faktisch daran gehindert seine
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Gewährleistungsansprüche geltend zu machen. Der Kläger meint, Ziffer 8.4. der „Nutzungsbedin­

gungen“ verstieße gegen § 308 Nr. 4 BGB. Der Kläger ist der Auffassung, Ziffer 13.3. der „Nut­

zungsbedingungen“ verstieße gegen § 309 Nr. 12 a) BGB, da die Beweislast zum Nachteil des 

anderen Vertragspartners geändert würde. Überdies meint der Kläger, Ziffer 19. der „Nutzungsbe­

dingungen“ verstieße gegen §§ 307 I, II Nr. 1,306 II BGB, da ein Fall einer unzulässigen geltungs­

erhaltenden Reduktion vorläge.

Die Klage ist der Beklagtenseite am 18.08.2022 zugestellt worden. Am 19.10.2022 hat die Be­

klagte eine strafbewehrte Unterlassungserklärung des Klägers hinsichtlich der Klauseln aus dem 

ursprünglichen Klageantrag 1c) (Ziffer 2.5. der „Nutzungsbedingungen“ der Beklagten), 1d) (Ziffer

4.4. der „Nutzungsbedingungen“ der Beklagten) und 1k) (Ziffer 18. der „Nutzungsbedingungen“ 

der Beklagten) aus der Klageschrift vom 09.06.2022 unterzeichnet. Der Inhalt dieser Klauseln 

wurden oben bereits aufgeführt. Am 12.01.2023 hat der Kläger hinsichtlich der ursprünglichen 

Klageanträge 1c), 1d) und 1k) aus der Klageschrift vom 09.06.2022 den Rechtsstreit insoweit für 

erledigt erklärt. Mit Schreiben der Beklagten vom 09.03.2023 hat sich die Beklagte dieser Erledigt­

erklärung insoweit angeschlossen. Am 24.10.2022 hat die Beklagtenseite die, in dem ursprüngli­

chen Klageantrag 2) aus der Klageschrift vom 09.06.2022 eingeklagten, Abmahnkosten vollum­

fänglich bezahlt. Des Weiteren hat der Kläger am 07.03.2023 den Rechtsstreit hinsichtlich des 

ursprünglichen Klageantrags 2) aus der Klageschrift vom 09.06.2022 insoweit für erledigt erklärt. 

Auch hier hat sich die Beklagte mit Schreiben vom 16.03.2023 dieser Erledigterklärung insoweit 

angeschlossen.

Es ist darauf hinzuweisen, dass Passagen des Textes der gestellten Anträge der Klägerseite, die 

in eckige Klammern gesetzt wurden, ausschließlich zum besseren Verständnis des Inhalts der 

Regelung dienen sollte.

Der Kläger beantragt zuletzt:

1.

Die Beklagte wird verurteilt, es bei Vermeidung eines für jeden Fall der Zuwiderhandlung



12 0 6740/22 - Seite 12 -

festzusetzenden Ordnungsgeldes bis zu 250.000,00 EUR, ersatzweise Ordnungshaft, 

oder Ordnungshaft bis zu sechs Monaten, die Ordnungshaft zu vollziehen an ihren gesetz­

lichen Vertretern, zu unterlassen,

in Bezug auf Verträge über Streamingdienste

nachfolgende oder mit diesen inhaltsgleiche Klauseln in Allgemeinen Geschäftsbedingun­

gen, ausgenommen gegenüber einer Person, die in ihrer selbständigen beruflichen Tätig­

keit handelt (Unternehmer), zu verwenden sowie sich auf die Klauseln bei der Abwicklung 

derartiger Verträge zu berufen:

a)

[2. Wichtigste Nutzungsregeln]

2.1. Wir bieten einen Online-Videodienst, der (unter anderem) die Übertragung von Sport­

ereignissen (live und on-demand), Zusammenfassungen von Sportereignissen und andere 

ähnliche Inhalte bietet, deren Gestaltung und Verfügbarkeit mit der Zeit variieren kann (ins­

gesamt „Inhalte“). Die Inhalte unterliegen gewöhnlich gewissen Beschränkungen (z.B. be­

stimmten Gebietsbeschränkungen).

[Du kannst den DAZN Service in jedem Land abrufen, in dem er verfügbar ist, wenngleich 

Inhalte (und die jeweils verfügbare Sprache) von Land zu Land variieren. Solltest Du erfolg­

reich für die grenzüberschreitende Portabilität (bitte siehe dazu auch unsere FAQs) des 

DAZN Services verifiziert werden können, erhältst Du Zugang zum DAZN Service, wenn du 

Dich vorrübergehend in einem Mitgliedstaat des Europäischen Wirtschaftsraums („EWR“) 

aufhältst, unabhängig davon, ob der DAZN Service grundsätzlich in dem Mitgliedstaat des 

EWR verfügbar ist.]

b)

[2. Wichtigste Nutzungsregeln]

2.3. Wir sind berechtigt, diese Bedingungen zu ändern, etwa aufgrund einer Gesetzesän­

derung oder um eine bessere Funktionalität des DAZN Services sicherzustellen, wobei die
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Abonnement-Struktur des DAZN Services vorbehaltlich der Ziffer 4.8 in ihrer Gesamtheit 

nicht zu Deinen Lasten eingeschränkt wird. Änderungen dieser Bedingungen werden Dir 

von uns per Email an die zuletzt eingetragene Emailadresse mitgeteilt. Änderungen unse­

rer Zahlungsbedingungen werden Dir ebenfalls unmittelbar mitgeteilt. Die Änderungen gel­

ten als angenommen, wenn Du nicht innerhalb von vierzehn (14) Tagen ab Mitteilung wi­

dersprichst, sofern wir Dich in der Mitteilung auf diese Folge eines fehlenden Wider­

spruchs hinweisen.

c)

[2. Wichtigste Nutzungsregeln]

2.5. [Voraussetzung für Dein Abonnement ist die Autorisierung aller fälligen Zahlungen 

durch Deinen Zahlungsdienstleister oder ggfs, die Gültigkeit eines von Dir verwendeten 

Abonnement- oder Gutscheincodes. Dein Abonnement unterliegt jederzeit diesen Bedin­

gungen.]

Zur Klarstellung; Zahlungen werden nur von einem Zahlungsdienstleister angenommen, 

der in dem Land sitzt, in dem Du Dich für den DAZN Service anmelden möchtest.

d)

[4. Das Finanzielle]

4.4. Wir behalten uns das Recht vor, die Annahme von Zahlungen nach billigem Ermessen 

zu verweigern.

e)

[4. Das Finanzielle]

4.7. Vorbehaltlich der Mitteilungspflichten gemäß Ziffer 2.3 können wir unseren Serviceplan 

von Zeit zu Zeit ändern, sofern die Änderungen für Dich zumutbar sind.
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f)

[4. Das Finanzielle]

4.8. Wir behalten uns das Recht vor, den Preis für den DAZN Service an sich verändernde 

Marktbedingungen, bei erheblichen Veränderungen in den Beschaffungs- oder Bereitstel­

lungskosten oder bei Änderungen der Umsatzsteuer oder vergleichbaren Steuern anzu­

passen. Zusätzlich behalten wir uns vor, den Preis bei erheblichen Veränderungen im Ver­

braucherpreisindex des Statistischen Bundesamts entsprechend anzupassen; als erhebli­

che Veränderung gilt eine Anhebung von 0,5 Prozentpunkten oder mehr gegenüber dem 

Vergleichszeitraum des Vorjahres. Preisänderungen finden frühestens nach dreißig (30) 

Tagen ab dem Tag unserer Email-Benachrichtigung an Deine zuletzt eingetragene Email­

adresse Anwendung.

g)

[7. Technische Anforderungen]

7.2. Wir unternehmen angemessene Anstrengungen, um sicherzustellen, dass Dir der 

DAZN Service zu jeder Zeit zur Verfügung steht. Der DAZN Service wird jedoch ohne Ga­

rantie („as is“) angeboten. Außer in den Grenzen gemäß den Ziffern 7.4 und 12 haften wir 

nicht [für die Absage oder den Abbruch eines Ereignisses oder] dafür, ein Ereignis nicht 

wie geplant oder beworben zeigen zu können, noch wenn es Dir unmöglich ist, ein Ereig­

nis auf einem bestimmten Gerät anzusehen.

h)

[7. Technische Anforderungen]

7.4. Wir stellen den DAZN Service mit angemessener Sorgfalt und Sachkenntnis zur Ver­

fügung. Darüber hinaus geben wir keine Gewährleistung (und schließen, soweit gesetzlich 

zulässig und vorbehaltlich der Ziffer 12, etwaige gesetzliche Gewährleistungen aus). Et­

waige gesetzliche Rechte, die Dir als Verbraucher zustehen, bleiben hiervon unberührt.

[Wir allein (und nicht ein Drittzahlungsanbieter) sind für Ansprüche zuständig, die Dir oder
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einem Dritten möglicherweise im Zusammenhang mit dem DAZN Service und/oder seiner 

Nutzung zustehen.]

i)

[8. Nutzung des DAZN Services]

8.4. Wir behalten uns vor, sämtliche über den DAZN Service bereitgestellten Inhalte zu ent­

fernen oder zu ändern, sofern die Änderungen für Dich zumutbar sind.

j)

[13. Kontaktiere uns]

13.3. Sämtliche Mitteilungen unsererseits erfolgen per Email an deine zuletzt eingetragene 

Emailadresse. Wir sind nicht dafür verantwortlich, wenn Du von uns gesendete Nachrich­

ten nicht erhältst.

[18. Abtretung]

[Vorbehaltlich des nachfolgenden Absatzes dieser Ziffer 18 können wir unsere Rechte 

und/oder Pflichten nach diesen Bedingungen ohne vorherige Mitteilung an Dich und ohne 

Deine Zustimmung übertragen, als Unterauftrag weitergeben oder anderweitig darüber ver­

fügen.

Im Falle einer Übertragung des Vertrags mit Dir auf einen Dritten werden wir Dich hiervon 

benachrichtigen. In diesem Fall bist Du berechtigt, den Vertrag durch Mitteilung an uns bin­

nen vier (4) Wochen ab Erhalt unserer Benachrichtigung zu kündigen.]

Du bist nicht berechtigt, Deine Rechte [und/oder Pflichten] nach diesen Bedingungen zu 

übertragen, als Unterauftrag weiterzugeben oder anderweitig darüber zu verfügen.
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[19. Salvatorische Klausel]

[Sofern eine Vorschrift dieser Bedingungen unzulässig oder undurchsetzbar ist, bleibt die 

Wirksamkeit der übrigen Bedingungen unberührt.]

Sofern eine unzulässige oder undurchsetzbare Vorschrift durch Streichung eines Teils zu­

lässig oder durchsetzbar würde, wird angenommen, dass dieser Teil gestrichen wird und 

die Vorschrift im Übrigen in Kraft bleibt.

2.

Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger 242,99 EUR nebst Zinsen in Höhe von fünf Pro­

zentpunkten über dem Basiszinssatz seit Rechtshängigkeit zu bezahlen.

Die Beklagte beantragt zuletzt:

Die Klage wird abgewiesen.

Die Beklagte verteidigt die von der Klagepartei angegriffenen Klauseln. Die Beklagte meint, dass 

alle angegriffenen Klauseln nach deren Anpassung vor der Klageerhebung mit dem geltenden 

Recht vereinbar seien. Dazu müsse insbesondere die Eigenart der Beklagten als Streaming­

dienstleister hinsichtlich Live-Sportereignissen berücksichtigt werden. Überdies müsse berück­

sichtigt werden, dass die Beklagte beim Ausstrahlen ihres Sendeprogramms von äußeren Fakto­

ren abhängig sei, insbesondere vom Erhalt der dazu erforderlichen Ausstrahlungsrechten. Die 

Beklagte meint hinsichtlich der Ziffer 2.1. der „Nutzungsbedingungen“, dass ein von vorneherein 

fix definiertes Leistungsprogramm bei einem Streamingsender mit Live-Sportereignissen nicht üb­

lich und auch nicht möglich sei. Der Vertragsinhalt sei durch Auslegung zu ermitteln, wobei ge­

wisse Sitten und Handelsbräuche zu berücksichtigen wären. Die Beklagte geht davon aus, dass 

die Klausel in Ziffer 2.1. der „Nutzungsbedingungen“ für den Kunden jedenfalls zumutbar wäre, da 

ihm ein monatliches Kündigungsrecht zustünde und er dadurch ausreichend geschützt sei. Au­
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ßerdem meint die Beklagte, Ziffer 2.3. der „Nutzungsbedingungen“ sei vereinbar mit dem gelten­

den Recht, da lediglich erklärt würde, dass die Annahme nicht zugesandt werden muss und sich 

diese Klausel mit den Voraussetzungen des § 308 Nr. 5 BGB decke. Jedenfalls stelle diese Klau­

sel keine unangemessene Benachteiligung der Gegner des Verwenders einer solchen Nutzungs­

bedingung dar, da der Umfang der Änderungsmöglichkeiten hinreichend konkret ausgestaltet sei 

und die Hauptleistung unberührt lasse. Bezüglich Ziffer 4.7. der „Nutzungsbedingungen“ ist die 

Beklagte der Auffassung, dass die Leistung gewissen flexiblen Grenzen unterliege auf Grund der 

Eigenart der Beklagten als Streamingdienst für Live-Sportereignisse. Überdies sei der Begriff des 

„Serviceplans“ gleichbedeutend mit dem Begriff des Inhalts des Vertrags, wodurch eine Intrans­

parenz der Klausel ausscheide. Außerdem meint die Beklagte, Ziffer 4.8. der „Nutzungsbedingun­

gen“ sei wirksam, da es an der Intransparenz fehle, da die Kalkulation länderübergreifend funktio­

niere und den Kunden ein jederzeitiges monatliches Kündigungsrecht zustünde. Die Beklagte ist 

der Auffassung, die Ziffern 7.2. und 7.4. der „Nutzungsbedingungen“ seien wirksam, da diese Nut­

zungsbedingungen im Lichte des gesamten Klauselwerks verstanden werden müsste. Durch 

den Verweis in Ziffer 7.2. der „Nutzungsbedingungen“ auf die Ziffern 7.4. und 12. der „Nutzungs­

bedingungen“ sei sichergestellt, dass der Ausschluss der Rechte der Kunden nur soweit gehe, 

als dies gesetzlich zulässig sei. Die Beklagte meint, Ziffer 8.4. der „Nutzungsbedingungen“ wie­

derhole den Regelungsgehalt der Ziffern 2.1. und 4.7. der „Nutzungsbedingungen“ und sei des­

halb ebenso wirksam. Die Beklagte vertritt bezüglich der Ziffer 13.3. der „Nutzungsbedingungen“ 

die Rechtsmeinung, es sei die Klausel dahingehend zu verstehen, dass der Begriff des „Versen- 

dens“ so zu interpretieren sei, dass die E-Mail vom eigenen Provider zum Provider des jeweiligen 

Nutzers gelange. Die Beklagte meint, Ziffer 19. der „Nutzungsbedingungen“ sei auf Grund des so­

genannten red-pencil-Tests zulässig.

Hinsichtlich des beiderseitigen Parteivorbringens im Übrigen wird Bezug genommen auf die 

Schriftsätze der Parteien samt den dazugehörigen Anlagen sowie auf das Sitzungsprotokoll der 

mündlichen Verhandlung vom 27.04.2023.
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Entscheidungsgründe

Die Klage hat vollumfänglich Erfolg. Die Klage ist zulässig und begründet.

A.

Die Klage ist zulässig.

I.

Insbesondere ist das Landgericht München I sachlich und örtlich zuständig in ausschließlicher

Weise gemäß §§ 1,6 11, II UKIaG iVm. § 6 Nr. 1 GZVJu.

II.

Der Kläger ist gemäß §§311 Nr. 1,4 I UKIaG klagebefugt. Die Klägerin wird in der Liste der quali­

fizierten Einrichtungen des Bundesamtes für Justiz aufgeführt.

III.

Die zuletzt gestellten Anträge der Parteien sind im vorliegenden Fall auszulegen, §§ 133, 157 

BGB. Der Klageantrag bestimmt Art und Umfang des klägerischen Rechtsschutzbegehrens und
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bestimmt durch Erfolg und Nichterfolg die Kostenfolge. Daher muss er, obwohl der Auslegung, § 

133 BGB, zugänglich (BGH NJW 2018, 3098), eindeutig sein. Er bindet das Gericht gemäß § 308 

ZPO. Bei der Auslegung ist auch die Klagebegründung heranzuziehen (BGH MDR 2017, 295). 

Grundsätzlich ist ein Klageantrag hinreichend bestimmt, wenn er den erhobenen Anspruch durch 

Bezifferung oder gegenständliche Beschreibung so konkret bezeichnet, dass der Rahmen der 

gerichtlichen Entscheidungsbefugnis klar abgegrenzt wird, Inhalt und Umfang der materiellen 

Rechtskraft der begehrten Entscheidung erkennbar sind, das Risiko des Unterliegens des Klä­

gers nicht durch vermeidbare Ungenauigkeiten auf den Beklagten abgewälzt werden kann (BGHZ 

153, 69 = NJW 2003, 668 Tz 46; BGH NJW 2018 1259). Laut dem Sitzungsprotokoll der öffentli­

chen Sitzung vom 27.04.2023 stellte der Klägervertreter die Anträge aus dem Schriftsatz vom 

09.06.2022 und der Beklagtenvertreter stellte seinen Antrag aus dem Schriftsatz vom 24.10.2022. 

Am 12.01.2023 hat der Kläger hinsichtlich der ursprünglichen Klageanträge 1c), 1d) und 1k) aus 

der Klageschrift vom 09.06.2022 den Rechtsstreit insoweit für erledigt erklärt. Mit Schreiben der 

Beklagten vom 09.03.2023 hat sich die Beklagte dieser Erledigterklärung insoweit angeschlos­

sen. Am 24.10.2022 hat die Beklagtenseite die, in dem ursprünglichen Klageantrag 2) aus der 

Klageschrift vom 09.06.2022 eingeklagten, Abmahnkosten vollumfänglich bezahlt. Des Weiteren 

hat der Kläger am 07.03.2023 den Rechtsstreit hinsichtlich des ursprünglichen Klageantrags 2) 

aus der Klageschrift vom 09.06.2022 insoweit für erledigt erklärt. Auch hier hat sich die Beklagte 

mit Schreiben vom 16.03.2023 dieser Erledigterklärung insoweit angeschlossen. Die gestellten 

Anträge in der mündlichen Verhandlung vom 27.04.2023 sind dahingehend auszulegen, dass sich 

die Anträge der Klagepartei nur soweit erstrecken sollte, als der Rechtsstreit nicht teilweise bei­

derseitig erledigt erklärt wurde. Überdies ist der Antrag der Beklagtenpartei nur insoweit als Klage­

abweisung zu verstehen als der Rechtsstreit nicht teilweise beiderseitig für erledigt erklärt wurde. 

Dies müsse hier umso mehr gelten, da während der Einführung in den Sach- und Streitstand 

während der öffentlichen Sitzung vom 27.04.2023 die Parteien noch einmal bekräftigten, den 

Rechtsstreit hinsichtlich der ursprünglichen Klageanträge 1c), 1d) und 1k) in der Fassung des 

klägerischen Schriftsatzes vom 09.06.2023 teilweise beiderseitig erledigt erklären zu wollen. Die 

Möglichkeit der beiderseitigen (teilweise) Erledigterklärung eines Rechtsstreits folgt aus der Dis­

positionsmaxime der Parteien. Durch eine beiderseitige (teilweise) Erledigterklärung wird die 

Rechtshängigkeit des Rechtsstreits (insoweit) beendet gemäß § 269 III ZPO analog {Hüftege, in: 

Thomas/ Putzo, ZPO Kommentar, § 91a Rn. 17, 43f..).
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B.

Die Klage ist vollumfänglich begründet.

Ziffer 2.1. der „Nutzungsbedingungen“ verstößt gegen § 308 Nr. 4 BGB. Diese streitgegenständli­

che Klausel erlaubt es der Beklagten einseitig die versprochene vertragliche Leistung zu ändern 

oder von ihr abzuweichen, wobei für den Kunden der Beklagten unter Berücksichtigung derbei­

derseitigen Interessen keine Zumutbarkeit vorliegt. Gemäß § 308 Nr. 4 BGB ist in Allgemeinen 

Geschäftsbedingungen insbesondere die Vereinbarung eines Rechts des Verwenders, die ver­

sprochene Leistung zu ändern oder von ihr abzuweichen, wenn nicht die Vereinbarung der Ände­

rung oder Abweichung unter Berücksichtigung der Interessen des Verwenders für den anderen 

Vertragsteil zumutbar ist, unwirksam. § 308 Nr. 4 BGB begrenzt die Möglichkeit des Verwenders, 

die versprochene Leistung einseitig zu ändern oder von ihr abzuweichen {Grüneberg, in: Grüne­

berg, Bürgerliches Gesetzbuch, 82. Auflage 2023, § 308 BGB, Rn. 24.). Diese Nr. 4 des § 308 

BGB gilt für jeden Vertrag, {Grüneberg, in: Grüneberg, Bürgerliches Gesetzbuch, 82. Auflage 

2023, § 308 BGB, Rn. 24.), folglich auch für einen entgeltlichen Vertrag bezüglich des Streamings 

eines Live-Sportereignisses. Gleichgültig ist dabei die Art der geschuldeten Leistung {Grüneberg, 

in: Grüneberg, Bürgerliches Gesetzbuch, 82. Auflage 2023, § 308 BGB, Rn. 24.). Ziffer 2.1. der 

„Nutzungsbedingungen“ beschreibt den Leistungsgegenstand. Es wird dabei legal definiert wel­

che vertragliche Leistungspflicht die Beklagte zu erfüllen hat. Es wird dabei der Ausdruck „ insge­

samt „Inhalt ““ verwendet. Die vertraglich geschuldete Leistung der Beklagten kann dabei variiert 

werden. Dieses Variationsrecht wird der Beklagten lediglich einseitig eingeräumt. Nach ständiger 

Rechtsprechung des BGH (z.B. Urteil vom 26.02.2020, AZ: IV ZR 235/19 sind allgemeine Versi­

cherungsbedingungen so auszulegen, wie ein durchschnittlicher, um Verständnis bemühter Ver­

sicherungsnehmer sie bei verständiger Würdigung, aufmerksamer Durchsicht und unter Berück­

sichtigung des erkennbaren Sinnzusammenhangs versteht. Dabei kommt es auf die Verständ­

nismöglichkeiten eines Versicherungsnehmers ohne versicherungsrechtliche Spezialkenntnisse 

und auch auf seine Interessen an. Auszugehen ist zunächst vom Wortlaut. Der Sinnzusammen­

hang der Klauseln ist zusätzlich zu berücksichtigen, soweit er für den Versicherungsnehmer er­
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kennbar ist (BGH, Urteil vom 11.09.2019, AZ: IV ZR 20/18). Bei Zweifeln an der Auslegung gilt im 

vorliegenden Verbandsklageverfahren gemäß §§ 3,4 UKIaG die Methode der sogenannten kun­

denfeindlichsten Auslegung (BGH, ZIP 2020, 2068, 2070; NJW2019, 47, 48; NJW-RR 2008,100 

34,135). Wie die Klausel im Einzelfall tatsächlich gehandhabt wird, ist unerheblich (BGH, ZIP 

2020, 2068, 2021; NJW 1997,100 93,195; NJW 1985, 2271, 21272). Unklarheiten gehen zulasten 

des Klauselverwenders (§ 305 lit. c) Abs. 2 BGB; BGH, NJW 2013,291, Rn. 16). Eine geltungser­

haltende Reduktion ist unzulässig (BGH, NJW 2007, 674, 675; NJW 2005, 1574, 1576; NJW 

2000, 1110, 1113). Unter Berücksichtigung dieser Grundsätze muss der Wortlaut dieser Klausel 

dahingehend verstanden werden, dass es der Beklagten vollumfänglich freigestellt bleibt, welche 

Inhalte durch sie ausgestrahlt werden. Ein Verbraucher, der ein Abonnement bei einem Strea­

mingdienstleister abschließt, der Live-Sportereignisse überträgt, darf davon ausgehen, dass der 

Inhalt des Vertrags nicht soweit abgeändert werden kann, dass überhaupt keine Sportveranstal­

tungen mehr übertragen werden. Mit dem Wortlaut dieser streitgegenständlichen Klausel wäre 

dies jedoch der Fall. Es ergibt sich auch aus der Eigenart der Beklagten als Streamingdienstleis­

ter, die Live-Sportereignisse ausstrahlt, kein anderes Ergebnis. Auch hier ist die kundenfeindlichs­

te Auslegung heranzuziehen. Auch bei einem solchen modernen Vertrag iSv. §§ 611,327ff. BGB 

findet § 308 Nr. 4 BGB Anwendung {Grüneberg, in: Grüneberg, Bürgerliches Gesetzbüch, 82. 

Auflage 2023, § 308 BGB, Rn. 24.). Überdies ist die Vereinbarung der Änderung oder Abweichung 

unter Berücksichtigung der Interessen des Verwenders für den anderen Vertragsteil vorliegend 

nicht zumutbar. Änderungen müssen möglichst kalkulierbar und konkretisiert sein, und zwar um­

so mehr je einschneidender die Änderungen sind {Grüneberg, in: Grüneberg, Bürgerliches Ge­

setzbuch, 82. Auflage 2023, § 308 BGB, Rn. 25.). Auf der einen Seite muss dabei das Interesse 

der Beklagten berücksichtigt werden, dass sie als Streamingdienstleister für Live-Sportereignisse 

die Lizenzen für diese Sportveranstaltungen entgeltlich erwerben muss und das Risiko trägt, 

dass andere Anbieter den Vorzug erhalten. Dies rechtfertigt jedoch kein derart umfangreiches 

einseitiges Vertragsänderungsrecht wie im streitgegenständlichen Fall, denn auf der anderen Sei­

te kann der Kunde der Beklagten mit der vorliegenden Formulierung nicht abschätzen wie weit 

der Änderungsvorbehalt geht. Es kann auch der Einschränkung des Änderungsvorbehalts in Ziffer 

2.1. der „Nutzungsbedingungen“ kein triftiger Grund entnommen werden, da eine beispielhafte 

Nennung von Gebietsbeschränkungen für den Verbraucher nicht greifbar ist. Unzulässig sind Än­

derungsvorbehalte, die das Zumutbarkeitskriterium ersatzlos wegfallen lassen wie zum Beispiel 

der Vorbehalt zur Änderung des Programmangebots im Bezahlfernsehen (BGH NJW 08, 360). 

Es erfolgt im vorliegenden Fall auch keine Ausnahme, indem den Kunden der Beklagten ein mo­

natliches Kündigungsrecht eingeräumt wird. Ein monatliches Kündigungsrecht muss als Gestal­

tungsrecht durch den Verbraucher ausgeübt werden. Überdies besteht weiterhin die Gefahr, dass
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der Kunde der Beklagten zu Beginn des Monats den vollständigen monatlichen Abonnementpreis 

bezahlt und während dieses laufenden Monats der Leistungsinhalt der Beklagten drastisch geän­

dert wird, sodass der Kunde der Beklagten den Streamingdienst nicht wie von ihm vorgestellt nut­

zen kann.

Ziffer 2.3. der „Nutzungsbedingungen“ verstößt gegen §§ 307 I, II Nr. 1, 305 II, 311 I, 145ff. BGB. 

Gemäß § 307 II Nr. 1 BGB ist im Zweifel eine unangemessene Benachteiligung anzunehmen, 

wenn eine Bestimmung mit wesentlichen Grundgedanken der gesetzlichen Regelung, von der 

abgewichen wird, nicht zu vereinbaren ist. Eine Abweichung vom wesentlichen Grundgedanken 

einer gesetzlichen Regelung setzt voraus, dass in die rechtlich geschützten Interessen des Ver­

tragspartners in nicht unerheblichem Maß eingegriffen wird {Grüneberg, in: Grüneberg, Bürgerli­

ches Gesetzbuch, 82. Auflage 2023, § 307 BGB, Rn. 31.). Zweiseitige Verträge kommen zustan­

de durch zwei gegenseitige inhaltlich korrespondierende Willenserklärungen, genannt Antrag § 

145 BGB und Annahme § 147 BGB. Dasselbe gilt auch dann, wenn ein bestehender Vertrag im 

Nachgang verändert werden soll. Auch hier müssen die Parteien einen Konsens finden (vgl. BGH, 

Urteil vom 27.04.2021, AZ: XI ZR 26/20, Rn. 38.). Die streitgegenständliche Klausel ermöglichtes 

der Beklagten die Hauptleistungspflichten des Streamingvertrags einseitig zu Lasten ihrer Kunden 

abzuändern. Wie oben bereits zu Ziffer 2.1. der „Nutzungsbedingungen“ ausgeführt, gilt auch bei 

einem Streamingdienstleister, der Live-Sportereignisse überträgt, keine anderweitige Auslegung 

dieser Grundsätze (vgl. die Argumentation unter B.I.). Überdies verstößt die Einschränkung in die­

ser streitgegenständlichen Klausel der Beklagten, dass durch die Änderungen der Bedingungen 

die Abonnementstruktur in ihrer Gesamtheit nicht zu Lasten der Verbraucher eingeschränkt wer­

den kann, gegen das Transparenzgebot aus § 307 11,12 BGB. Gemäß § 307 I 1 BGB sind Be­

stimmungen in Allgemeinen Geschäftsbedingungen unwirksam, wenn sie den Vertragspartner 

des Verwenders entgegen den Geboten von Treu und Glauben unangemessen benachteiligen. 

Gemäß § 307 I 2 BGB kann sich eine derartige unangemessene Benachteiligung auch daraus er­

geben, dass die Bestimmung nicht klar und verständlich ist. Eine Klausel muss nicht nur in ihrer 

Formulierung für den durchschnittlichen Vertragspartner verständlich sein, sondern darüber hin­

aus die wirtschaftlichen Nachteile und Belastungen so weit erkennen lassen, wie dies nach den 

Umständen gefordert werden kann. Maßgebend ist somit, wie ein typischerweise bei Verträgen
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der geregelten Art zu erwartender Durchschnittskunde ohne rechtliche Spezialkenntnisse bei ver­

ständiger Würdigung, aufmerksamer Durchsicht und unter Berücksichtigung des erkennbaren 

Sinnzusammenhangs und - auch - seiner Interessen die Bestimmungen verstehen muss. Ein 

solcher Durchschnittskunde wird zunächst vom Wortlaut der Bestimmung ausgehen, wobei für 

ihn der Sprachgebrauch des täglichen Lebens und nicht etwa eine Terminologie, wie sie in be­

stimmten Fachkreisen üblich ist, maßgebend ist. Der verfolgte Zweck und der Sinnzusammen­

hang sind zusätzlich zu berücksichtigen, soweit sie für den Durchschnittskunden erkennbar sind 

(vgl. BGH, Urteil vom 08.05.2013, Az. IV ZR 84/12, NJW2013, 2739). Der Verwender muss somit 

die tatbestandlichen Voraussetzungen und Rechtsfolgen so genau beschreiben, dass für ihn kein 

ungerechtfertigter Beurteilungsspielraum entsteht und die Beschreibung für den anderen Ver­

tragsteil nachprüfbar ist (vgl. BGH, Urteil vom 09.06.2011, Az. III ZR 157/10, NJW-RR 2011, 1618, 

1621). Andererseits dürfen die Anforderungen an Transparenz und mögliche Konkretisierung 

nicht überspannt und der Verwender Allgemeiner Geschäftsbedingungen nicht überfordert wer­

den. Die Verpflichtung, die Bestimmung klar und verständlich zu formulieren, besteht nur im Rah­

men des Möglichen (vgl. BGH, Urteil vom 03.06.1998, Az. VIII ZR 317/97, NJW 1998, 3114). Dem­

entsprechend müssen die notwendig generalisierenden Regelungen in Allgemeinen Geschäftsbe­

dingungen nicht einen solchen Grad an Konkretisierung annehmen, dass alle Eventualitäten er­

fasst sind und im Einzelfall keinerlei Zweifelsfragen auftreten können. Die Allgemeinen Geschäfts­

bedingungen müssen ausreichend flexibel bleiben, um künftigen Entwicklungen und besonderen 

Fallgestaltungen Rechnung tragen zu können, ohne dass von ihnen ein unangemessener Be­

nachteiligungseffekt ausgeht. Das Transparenzgebot will den Verwender nicht zwingen, jede AGB 

mit einem umfassenden Kommentar zu versehen (vgl. BGH, Urteil vom 10.07.1990, Az. XI ZR 

275/89, NJW 1990, 2383). Daher erfahren die oben dargestellten Anforderungen dann eine Aus­

nahme, wenn die Bestimmungen einen Ausdruck verwenden, mit dem die Rechtssprache einen 

fest umrissenen, in seinen Konturen eindeutigen Begriff verbindet. Denn dann ist anzunehmen, 

dass darunter auch die Allgemeinen Geschäftsbedingungen nichts anderes verstehen wollen und 

der Durchschnittskunde hinnimmt, was ihm über die Rechtssprache vorgegeben wird (vgl. BGH, 

Urteil vom 08.05.2013, Az. IV ZR 84/12, NJW 2013, 2739). Allein aus der Passage „(...) wobei 

die Abonnementstruktur des DAZN Services vorbehaltlich der Ziffer 4.8. in ihrer Gesamt­

heit nicht zu Deinen Lasten eingeschränkt w/rd." kann ein Verbraucher nicht schließen wie 

ausgeprägt das Recht der Beklagten ausgestaltet ist, die Vertragsbedingungen einseitig anzupas­

sen. Der Wortlaut reicht von kleineren Änderungen bis hin zur Übertragung von Inhalten, die au­

ßerhalb des Streamings von Live-Sportereignissen liegen.
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NI.

Ziffer 4.7. der „Nutzungsbedingungen“ verstößt gegen § 308 Nr. 4 BGB. Gemäß § 308 Nr. 4 BGB 

ist in Allgemeinen Geschäftsbedingungen insbesondere die Vereinbarung eines Rechts des Ver­

wenders, die versprochene Leistung zu ändern oder von ihr abzuweichen, wenn nicht die Verein­

barung der Änderung oder Abweichung unter Berücksichtigung der Interessen des Verwenders 

für den anderen Vertragsteil zumutbar ist, unwirksam. Hinsichtlich dieser streitgegenständlichen 

Klausel kann auf die Argumentation zu Ziffer 2.1. der „Nutzungsbedingungen“ verwiesen werden 

(B.I.). Auch hier wird der Beklagten ein einseitiges Änderungsrecht bezogen auf ihre Leistungs­

pflichten eingeräumt. Alleine die Passage sofern die Änderungen für dich zumutbar 

sind.“ ist nicht ausreichend für die Annahme eines triftigen Grundes bei einem derart weitgehen­

den Änderungsvorbehalt. Somit kann folglich dahinstehen, ob Ziffer 4.7. der „Nutzungsbedingun­

gen“ hinsichtlich des Begriffs „Serviceplan“ gegen das Transparenzgebot verstößt.

IV.

Ziffer 4.8. der „Nutzungsbedingungen“ verstößt gegen das Transparenzgebot aus § 307 11,12 

BGB und stellt darüber hinaus auch eine unangemessene Benachteiligung gemäß § 307 I 1 BGB. 

Die Beklagte hat ihren Sitz in Großbritannien und ist in zahlreichen Ländern tätig. Preiserhöhun­

gen werden dabei an die veränderten Marktbedingungen angekoppelt. Es ist für einen Verbrau­

cher nicht ersichtlich an welchem Markt sich die streitgegenständliche Klausel orientiert. Selbst in 

einer globalen Wirtschaftswelt, gibt es nicht den einzelnen Volkswirtschaftsmarkt, sondern ver­

schiedene Märkte. Dies zeigt sich auch darin, dass selbst innerhalb von Europa in den letzten 

Jahren die einzelnen Länder unterschiedliche Inflationswerte aufweisen. Die Beklagte gab in der 

mündlichen Verhandlung an, dass die Kalkulation länderübergreifend funktioniert. Dies wäre eine 

entscheidende Information, die in der aktuellen Fassung dieser streitgegenständlichen Klausel 

keinen Einfluss gefunden hat.

Überdies verstößt Ziffer 4.8. der „Nutzungsbedingungen“ gegen § 307 I 1 BGB. Eine formularmä­

ßige Vertragsbestimmung ist unangemessen gemäß § 307 I 1 BGB, wenn der Verwender durch 

einseitige Vertragsgestaltung missbräuchlich eigene Interessen auf Kosten seines Vertragspart­

ners durchzusetzen versucht, ohne von vornherein auch dessen Belange hinreichend zu berück­
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sichtigen und ihm einen angemessenen Ausgleich zuzugestehen. Die Unangemessenheit ist zu 

verneinen, wenn die Benachteiligung des Vertragspartners durch höherrangigen oder zumindest 

gleichwertige Interessen des Verwenders gerechtfertigt ist (vgl. BGH, Urteil vom 01.02.2005, Az. 

XZR 10/04, NJW2005, 1774, 1775). Nach der vorliegenden Klausel unter Berücksichtigung der 

kundenfeindlichsten Auslegung dieser Klausel, wird die Beklagte berechtigt in einseitiger Weise 

den Preis und damit die Hauptleistungspflicht des Kunden anzupassen, ohne dass die Interes­

sen des Kunden berücksichtigt werden. Insbesondere wird dem Kunden ein vergleichbares 

Recht nicht eingeräumt. Preisänderungsklauseln, die zwar das Recht des Klauselverwenders 

zur Preiserhöhung bei Kostensteigerungen vorsehen, nicht jedoch spiegelbildlich auch die 

Pflicht zur Preissenkung bei Kostenreduzierung, sind unwirksam (BGH, Urteil vom 15.07.2009, 

Az. VIII ZR 56/08; BGH, Urteil vom 29.04.2008, Az. KZR 2/07.). Dieser Rechtsprechungsgrund­

sätze sind auch auf den vorliegenden Fall übertragbar. Diese Grundsätze gelten auch unter Be­

rücksichtigung der Besonderheiten der Streamingdienstleistung der Beklagten und dem Um­

stand, dass die Beklagte in entgeltlicher Weise die Lizenzen für die Übertragung der Live-Sporter- 

eignisse erwerben muss. Es ändert sich auch nichts an der Anwendung der oben zitierten 

Rechtsprechungsgrundsätze, wenn dem Kunden ein monatliches Kündigungsrecht eingeräumt 

wird. Ein monatliches Kündigungsrecht muss als Gestaltungsrecht durch den Verbraucher aus­

geübt werden. Überdies besteht weiterhin die Gefahr, dass der Kunde der Beklagten zu Beginn 

des Monats den vollständigen erhöhten monatlichen Abonnementpreis bezahlt und während die­

ses laufenden Monats der Leistungsinhalt der Beklagten drastisch geändert wird, sodass der 

Kunde der Beklagten den Streamingdienst nicht wie von ihm vorgestellt nutzen kann. Das Kündi­

gungsrecht verhindert nicht, dass der Kunde für mindestens einen Monat den erhöhten Beitrag 

bezahlen muss.

V.

Ziffer 7.4. der „Nutzungsbedingungen“ verstößt gegen das Transparenzgebot aus § 307 11,12 

BGB. In Ziffer 7.4. der „Nutzungsbedingungen“ steht geschrieben: soweit gesetzlich zuläs­

sig (...) Etwaige gesetzliche Rechte, die Dir als Verbraucher zustehen, bleiben hiervon un­

berührt.". Der Kunde kann, in der Regel als juristischer Laie, dieser Regelung nicht transparent 

entnehmen, welche gesetzlichen Recht ihm ursprünglich ohne diese Klausel zugestanden hätten 

und welche gesetzlichen Rechte durch diese Klausel nunmehr ausgeschlossen wurden. Die
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Rechte und Pflichten müssen für den Verbraucher so klar und präzise wie möglich umschrieben 

sein, sodass er faktisch nicht von der Geltendmachung seiner Rechte abgehalten wird (BGH 

NJW 2013, 219; BGH NJW-RR 2018, 198).

VI.

Ziffer 7.2. der „Nutzungsbedingungen“ verstößt jedenfalls gegen § 307 11 BGB und stellt somit ei­

ne unangemessene Benachteiligung des Vertragspartners des Verwenders dar. Eine formular- 

mäßige Vertragsbestimmung ist unangemessen gemäß § 307 Absatz 1 Satz 1 BGB, wenn der 

Verwender durch einseitige Vertragsgestaltung missbräuchlich eigene Interessen auf Kosten sei­

nes Vertragspartners durchzusetzen versucht, ohne von vornherein auch dessen Belange hinrei­

chend zu berücksichtigen und ihm einen angemessenen Ausgleich zuzugestehen. Die Unange­

messenheit ist zu verneinen, wenn die Benachteiligung des Vertragspartners durch höherrangi­

gen oder zumindest gleichwertige Interessen des Verwenders gerechtfertigt ist (vgl. BGH, Urteil 

vom 01.02.2005, Az. X ZR 10/04, NJW 2005, 1774, 1775). Es wird innerhalb der Ziffer 7.2. der 

„Nutzungsbedingungen“ auf die eine Einschränkung dieser streitgegenständlichen Klausel durch 

Ziffer 7.4. der „Nutzungsbedingungen“ und Ziffer 12. der „Nutzungsbedingungen“ verwiesen. Wie 

oben bereits ausgeführt ist Ziffer 7.4. der „Nutzungsbedingungen“ jedoch unwirksam, wodurch 

diese Klausel keine wirksame Einschränkung der Ziffer 7.2. der „Nutzungsbedingungen“ darstel­

len kann. Überdies ist Ziffer 12.1. der „Nutzungsbedingungen“ nicht mit dem geltenden Recht in 

Einklang zu bringen, wodurch auch der Einschränkungsverweis in Ziffer 7.2. der „Nutzungsbedin­

gungen“ ins Leere läuft. Ziffer 12.1. der „Nutzungsbedingungen“ verstößt gegen das Transparenz­

gebot aus § 307 11,12 BGB. In Ziffer 12.1. der „Nutzungsbedingungen“ steht geschrieben: „ (...) 

die typischerweise vorhersehbar sind. (...) Ein Schaden ist „vorhersehbar, wenn er zum 

Zeitpunkt, an dem Du diese Bedingungen angenommen hast.“. Der Verbraucher kann mit 

Hilfe dieser Formulierung nicht erkennen wie weitreichend die Schadensbegrenzung geht und 

was tatsächlich unter dem Begriff der Vorhersehbarkeit zu verstehen ist. Die Definition der Vor­

hersehbarkeit erzeugt vielmehr einen Zirkelschluss.

Außerdem verstößt Ziffer 7.2. der „Nutzungsbedingungen“ gegen das Transparenzgebot aus § 

307 11,12 BGB. Im ersten Satz der Ziffer 7.2. der „Nutzungsbedingungen“ heißt es wie folgt: „Wir 

unternehmen angemessene Anstrengungen (...)“. Dabei ist das Wort der Angemessenheit 

nicht hinreichend klar bestimmt und der Verbraucher kann nicht abschätzen welche Bemühungen
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die Beklagte tatsächlich anstellt um den DAZN Service jederzeit aufrechtzu erhalten.

VII.

Ziffer 8.4. der „Nutzungsbedingungen“ verstößt gegen § 308 Nr. 4 BGB. Gemäß § 308 Nr. 4 BGB 

ist in Allgemeinen Geschäftsbedingungen insbesondere die Vereinbarung eines Rechts des Ver­

wenders, die versprochene Leistung zu ändern oder von ihr abzuweichen, wenn nicht die Verein­

barung der Änderung oder Abweichung unter Berücksichtigung der Interessen des Verwenders 

für den anderen Vertragsteil zumutbar ist, unwirksam. Hinsichtlich dieser streitgegenständlichen 

Klausel kann auf die Argumentation zu Ziffer 2.1. der „Nutzungsbedingungen“ und Ziffer 4.7. der 

„Nutzungsbedingungen“ verwiesen werden (B.l. und B.lll.). Auch hier wird der Beklagten ein ein­

seitiges Änderungsrecht bezogen auf ihre Leistungspflichten eingeräumt. Alleine die Passage 

„(...) sofern die Änderungen für dich zumutbar s//id.“ ist nicht ausreichend für die Annahme 

eines triftigen Grundes bei einem derart weitgehenden Änderungsvorbehalt.

Ziffer 13.3. der „Nutzungsbedingungen“ verstößt gegen § 307 I, II Nr. 1 BGB. Die Klausel ist daher 

dennoch unwirksam, auch wenn das Gericht, anders als von der Klägerseite behauptet, keinen 

Verstoß gegen § 309 Nr. 12 lit. a) BGB annimmt. Gemäß § 307 II Nr. 1 BGB ist im Zweifel eine un­

angemessene Benachteiligung anzunehmen, wenn eine Bestimmung mit wesentlichen Grundge­

danken der gesetzlichen Regelung, von der abgewichen wird, nicht zu vereinbaren ist. Eine Ab­

weichung vom wesentlichen Grundgedanken einer gesetzlichen Regelung setzt voraus, dass in 

die rechtlich geschützten Interessen des Vertragspartners in nicht unerheblichem Maß eingegrif­

fen wird {Grüneberg, in: Grüneberg, Bürgerliches Gesetzbuch, 82. Auflage 2023, § 307 BGB, Rn. 

31.). Durch die Formulierung „Wir sind nicht dafür verantwortlich, wenn Du von uns gesen­

dete Nachrichten nicht er/iä/fsf.“ wird in wesentlicher Weise vom gesetzlichen Grundgedanken 

des § 131 11 BGB abgewichen. Gemäß § 131 11 BGB wird eine Willenserklärung, die einem an­

deren gegenüber abzugeben ist wirksam, wenn sie diesem zugeht. Es kommt für das Wirksam­

werden einer empfangsbedürftigen Willenserklärung folglich auf deren Abgabe und Zugang an.
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Willenserklärungen an einen Empfänger, der im Rechtsverkehr mit seiner E-Mailadresse auftritt, 

gehen zu, wenn sie in seiner Mailbox oder auf seinem Provider gespeichert sind {Grüneberg, in; 

Grüneberg, Bürgerliches Gesetzbuch, 82. Auflage 2023, § 131 BGB, Rn. 7a.). Die streitgegen­

ständliche Klausel ist bei kundenfeindlichster Auslegung so zu verstehen, dass alleine mit dem 

Absenden der E-Mail durch die Beklagte bereits der Zugang der Willenserklärung angenommen 

werden kann und die Beklagte lediglich das Versenden der E-Mail, nicht jedoch den Zugang die­

ser E-Mail, nachweisen müsste. Dies liefe faktisch auf eine Beweislastumkehr hinsichtlich des 

Zugangs einer E-Mail hinaus, die von der Beklagten an einen ihrer Kunden versendet wird.

IX.

Ziffer 19. der „Nutzungsbedingungen“ verstößt gegen §§ 307 I, II Nr. 1,306 II BGB. Gemäß § 307 II 

Nr. 1 BGB ist im Zweifel eine unangemessene Benachteiligung anzunehmen, wenn eine Bestim­

mung mit wesentlichen Grundgedanken der gesetzlichen Regelung, von der abgewichen wird, 

nicht zu vereinbaren ist. Eine Abweichung vom wesentlichen Grundgedanken einer gesetzlichen 

Regelung setzt voraus, dass in die rechtlich geschützten Interessen des Vertragspartners in nicht 

unerheblichem Maß eingegriffen wird {Grüneberg, in: Grüneberg, Bürgerliches Gesetzbuch, 82. 

Auflage 2023, § 307 BGB, Rn. 31.). Gemäß § 306 II BGB richtet sich der Inhalt des Vertrags nach 

den gesetzlichen Vorschriften, soweit die Bestimmungen nicht Vertragsbestandteil geworden 

sind oder unwirksam sind. Die Klausel führt zu einer unzulässigen geltungserhaltenden Redukti­

on bei Anwendung des Grundsatzes der kundenfeindlichsten Auslegung dieser Klausel. Bei kun­

denfeindlichster Auslegung der Ziffer 19. der „Nutzungsbedingungen“ kann nicht angenommen 

werden, dass mit dieser salvatorischen Klausel nur gewollt sei, dass die Gesamtunwirksamkeit 

der Klausel für den Fall der Teilbarkeit der Klausel statuiert werden sollte. Eine Ersetzungsklau­

sel, nach der im Falle der Unwirksamkeit nicht das dispositive Recht, sondern eine Regelung gel­

ten sollte, deren Erfolg dem der unwirksamen Klausel so weit wie möglich entspricht, ist wegen 

Verstoßes gegen § 306 II BGB unwirksam {Grüneberg, in: Grüneberg, Bürgerliches Gesetzbuch, 

82. Auflage 2023, § 306 BGB, Rn. 15; BGH NJW 15, 1952 Tz 45.). Überdies ist eine derartige 

Klausel nicht mit dem Transparenzgebot vereinbar {Grüneberg, in: Grüneberg, Bürgerliches Ge­

setzbuch, 82. Auflage 2023, § 306 BGB, Rn. 15; BGH NJW-RR 96, 786).
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C.

Die Entscheidung hinsichtlich der Kosten basiert auf § 91 11 ZPO und § 91 a ZPO.

Bezüglich dem Teil der Klageanträge, die nicht teilweise beiderseitig für erledigt erklärt wurden, 

ergibt sich die Kostenfolge aus § 91 11 ZPO.

Bezüglich der teilweise beiderseitigen Erledigterklärung folgt die Kostenentscheidung aus § 91 a 

ZPO. Hinsichtlich der ursprünglich eingeklagten Anträge 1c), 1d), 1k) und 2) aus der Klageschrift 

vom 09.06.2022 wurde der Rechtsstreit insoweit nach Rechtshängigkeit beiderseitig für erledigt 

erklärt. Gemäß § 91 a I 1 ZPO wird hinsichtlich der Kosten unter Berücksichtigung des bisherigen 

Sach- und Streitstandes nach billigem Ermessen entschieden. Nach summarischer Prüfung der 

Sach- und Rechtslage kann davon ausgegangen werden, dass die Klage auch bezüglich der An­

träge 1c), 1d), 1k) und 2) erfolgreich gewesen wäre. Überdies kann festgehalten werden, dass 

diese beiderseitige teilweise Erledigterklärung nach Rechtshängigkeit erfolgte.

II.

Die Entscheidung bezüglich der vorläufigen Vollstreckbarkeit des Urteils ergibt sich aus § 709 

ZPO. Die Kammer hält eine Sicherheitsleistung in Höhe von 2.500,00 € pro Klausel für angemes­

sen.

III.

Der Streitwert war gemäß § 3 ZPO auf 2.500,00 € pro angegriffener Klausel festzusetzen, insge­
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samt damit auf 30.000,00 €. Bei einer auf § 1 UKIaG gestützten Verbandsklage gegen die Ver­

wendung von AGB-Bestimmungen ist für die Bemessung des Gebührenstreitwertes das Interes­

se der Allgemeinheit an der Beseitigung des beanstandeten Verhaltens maßgeblich (BGH, NJW 

2018, 1880 Rn. 38) und der Streitwert wird regelmäßig in einer Größenordnung von 2.500,00 € je 

angegriffener Klausel festzusetzen sein (vgl. BGH, NJW 2018, Rn. 38 m.W.N.; OLG München, 

Beschluss vom 26.07.2021 - 29 W355/21).
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Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen die Entscheidung, mit der der Streitwert festgesetzt worden ist, kann Beschwerde eingelegt werden, 
wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 200 Euro übersteigt oder das Gericht die Beschwerde zugelas­
sen hat.
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Die Beschwerde ist binnen sechs Monaten bei dem

Landgericht München I 
Prielmayerstraße 7 
80335 München

einzulegen.

Die Frist beginnt mit Eintreten der Rechtskraft der Entscheidung in der Hauptsache oder der anderweitigen 
Erledigung des Verfahrens. Ist der Streitwert später als einen Monat vor Ablauf der sechsmonatigen Frist 
festgesetzt worden, kann die Beschwerde noch innerhalb eines Monats nach Zustellung oder formloser Mit­
teilung des Festsetzungsbeschlusses eingelegt werden. Im Fall der formlosen Mitteilung gilt der Beschluss 
mit dem dritten Tage nach Aufgabe zur Post als bekannt gemacht.

Die Beschwerde ist schriftlich einzulegen oder durch Erklärung zu Protokoll der Geschäftsstelle des genann­
ten Gerichts. Sie kann auch vor der Geschäftsstelle jedes Amtsgerichts zu Protokoll erklärt werden; die Frist 
ist jedoch nur gewahrt, wenn das Protokoll rechtzeitig bei dem oben genannten Gericht eingeht. Eine anwalt­
liche Mitwirkung ist nicht vorgeschrieben.

Rechtsbehelfe können auch als elektronisches Dokument eingereicht werden. Eine einfache E-Mail genügt 
den gesetzlichen Anforderungen nicht.

Rechtsbehelfe, die durch eine Rechtsanwältin, einen Rechtsanwalt, durch eine Behörde oder durch eine juris­
tische Person des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihr zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben ge­
bildeten Zusammenschlüsse eingereicht werden, sind als elektronisches Dokument einzureichen, es sei 
denn, dass dies aus technischen Gründen vorübergehend nicht möglich ist. In diesem Fall bleibt die Über­
mittlung nach den allgemeinen Vorschriften zulässig, wobei die vorübergehende Unmöglichkeit bei der Er­
satzeinreichung oder unverzüglich danach glaubhaft zu machen ist. Auf Anforderung ist das elektronische 
Dokument nachzureichen.

Elektronische Dokumente müssen
- mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder
- von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg eingereicht werden.

Ein elektronisches Dokument, das mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Per­
son versehen ist, darf wie folgt übermittelt werden:

- auf einem sicheren Übermittlungsweg oder
- an das für den Empfang elektronischer Dokumente eingerichtete Elektronische Gerichts- und Verwal­

tungspostfach (EGVP) des Gerichts.

Wegen der sicheren Übermittlungswege wird auf § 130a Absatz 4 der Zivilprozessordnung verwiesen. Hin­
sichtlich der weiteren Voraussetzungen zur elektronischen Kommunikation mit den Gerichten wird auf die 
Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das be­
sondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) in der jeweils 
geltenden Fassung sowie auf die Internetseite www.justiz.de verwiesen.

gez.

Vorsitzende Richterin 
am Landgericht

Richter
am Landgericht

Richter

http://www.justiz.de
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Verkündet am 25.05.2023

gez.
JAng

Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle

Für die Richtigkeit der Abschrift 
München, 25.05.2023

JAng
Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle


